








Nach den Regeln, die sich Rat und Ver-
waltung gegeben haben, muss jegliche 
Verpflichtung der Stadt ab einer Million 
Euro zwingend vom Stadtrat genehmigt 
werden; so schreibt es die Gemeinde-
ordnung vor. 

Den drei Ratsherren der AfD ist nicht 
bekannt, dass sie und die 87 Kollegin-
nen und Kollegen in der ehrwürdigen 
parlamentarischen Vertretung der Kölner 
Bürgerschaft mit der Hotelangelegen-
heit jemals befasst worden wären. Eine 
Untersuchung, wenn sie keine reine Ali-
biveranstaltung sein soll, muß die Fra-
ge beantworten, wer für die flagrante 
Rechtsverletzung verantwortlich ist. Was 
wusste der CDU-nahe Stadtdirektor Kel-
ler als Chef der Verwaltung vom Deal 
mit der CDU-Vorstandsfrau?
Nach ihrem konsequenten Einschreiten 
gegen den überfallartigen Coup aus 

dem Hinterzimmer der Stadtwerke ruhen 
nicht wenige Hoffnungen auf der Ober-
bürgermeisterin: Vielleicht hat sie als Par-
teilose  die Stärke, den Altparteien noch 
einmal in die Parade zu fahren.

P.S. Frau Reker hat die in sie gesetzten 
Erwartungen nicht enttäuscht. Aber die 
CDU scheint von allen guten Geistern 
verlassen. Nicht in der Lage, die allzu 
geschäftstüchtige Hotelfachfrau wenigs-
tens aus dem Vorstand zu kegeln, liefert 
ihr die CDU des Bezirks auch noch ei-
nen Persilschein nach. Dem beim Kom-
plott um die Stadtwerke ertappten Partei-
vorsitzenden Petelkau schließlich spricht 
die Fraktion ihr Vertrauen aus. 
Das heißt ja wohl nichts anderes als 
„Weiter-So“!

Wolfram Baentsch
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An der Rubensstraße…

…nah am Neumarkt steht ein Haus 
mit 9 Wohnungen, das im Herbst 
2017 der Stadt zur Unterbringung 
von 30 Migranten angeboten wurde 
– für  3.200 € Monatsmiete. „Kein 
Interesse“, schrieb das Sozialdezer-
nat dem Eigentümer, der sich seither 
wundert, dass zur selben Zeit das 
Hotel der CDU-Vorständlerin Horitzky 
für monatlich 27.300 € angemietet 
wurde – mit einer Vertragsdauer von 
vollen sieben Jahren, während im 
Zeichen rückläufiger Zuwanderung 
die Stadt sich in der Rubensstraße nur 
auf  zwei Jahre verpflichten musste. In 
summa: 2.700.000 € Steuergelder.

Wenn das kein Fall für den 
Staatsanwalt ist!
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N  o-Go-Areas, Orte, an denen 
sich der Bürger nicht sicher 
fühlen kann, weil es dem 

Staat dort nicht gelingt, die Kriminalität 
im Zaum zu halten, kannten Deutsche 
bis vor wenigen Jahren allenfalls aus 
dem Fernsehen. Man mag in diesem 
Zusammenhang an französische „Ban-
lieues“ oder südamerikanischen Vor-
städte gedacht haben, nicht aber an 
die Straßen und Plätze in der eigenen 
Heimat.

Doch offene Grenzen und der allge-
meine Zerfall gesellschaftlicher Normen 
sind auch an Deutschland nicht spurlos 
vorübergegangen. Zwei Schlagzeilen 
der jüngeren Vergangenheit haben ge-
rade den Kölnern schmerzhaft vor Au-
gen geführt, wie gefährlich es direkt vor 
der eigenen Tür sein kann:

Die Silvesternacht 2015/2016 mit ex-
zessiven sexuellen Übergriffen durch 
nordafrikanische Migranten im Umfeld 
des Kölner Hauptbahnhofs ist bis heute 
weltweit ein Synonym für das Versagen 
der deutschen Asyl- und Sicherheitspoli-
tik. Nur mit größten Anstrengungen und 
massivem Aufwand von Steuergeldern 
war es in den beiden vergangenen 
Silvesternächten möglich, eine Wieder-
holung dieser Vorfälle zu vermeiden [s. 
Artikel: Silvesternächte – Kostenexplo-
sion, Seite 11].

Im vergangenen Jahr machte der Kölner 
Ebertplatz von sich reden. Ein Mordfall 
und ein massiver Anstieg der Drogen-
kriminalität sorgten für Schlagzeilen. Die 
Stadt Köln möchte nun bis 2020 eine 
Umgestaltung des Platzes vornehmen. 
Der Ebertplatz kann wohl – vor allem in 
den Abend- und Nachtstunden – als klas-
sisches „No-Go-Area“ gelten. Ein Ort, an 
den man lieber nicht geht, weil man sich 
dort nicht sicher fühlen kann.

Wie aber genau sind diese „No-Go-
Areas“ defi niert? Offi zielle Stellen nutzen 
den Begriff nicht. Allerdings gibt es im 
Polizeigesetz NRW den Begriff „gefähr-
licher oder verrufener Ort“ (§ 12 Abs. 1 
Nr. 2), der in ähnlicher Weise Gefahren-
bereiche umschreibt. Nicht jeder dieser 
Orte ist ein klassisches „No-Go-Area“, 
aber eine besondere Häufung von Straf-
taten und -tätern muss vorliegen, um einen 

Ort entsprechend einzustufen. Dies ist für 
die Polizei deshalb von Belang, weil 

sie an solchen Orten besondere Befug-
nisse hat, so darf sie zum Beispiel ohne 
konkreten Anlass Identitätsfeststellungen 
durchführen.

Da die Klassifi zierung solcher Orte für die 
Bürger von besonderer Bedeutung ist, ins-
besondere wenn sie dort wohnen oder 
sich regelmäßig aufhalten, haben sieben 
Abgeordnete der AfD-Landtagsfraktion, 
darunter die drei Kölner Roger Beckamp, 
Iris Dworeck-Danielowski und Sven Trit-
schler eine sogenannte „Große Anfrage“ 
an Innenminister Herbert Reul (CDU) ge-
stellt, um Näheres herauszufi nden.

Bemerkenswert ist, dass Reul es zunächst 
nicht schaffte, die Anfrage innerhalb der 
gesetzlich vorgegebenen Zeit (drei Mo-
nate) zu beantworten, sondern um Frist-
verlängerung bitten musste, um schließ-
lich innerhalb eines knappen halben 
Jahres zu antworten. 

Das Ergebnis ist aus Kölner Sicht katastro-
phal: Von 26 als gefährlich oder verrufen 
eingestuften Orten in Nordrhein-West-
falen entfallen volle 15 (!) auf die Dom-
stadt. 

Köln war bereits in früheren Erhebungen 
negativ aufgefallen: Im April 2017 war 
man mit 13 von 25 und im Januar 2016 
mit 13 von 22 klassifi zierten Orten eben-
falls mit Abstand Schlusslicht in NRW.

Gefährliche &
verrufene Orte in Köln 
Schlusslicht von NRW
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Gleichfalls erschreckend: Die genannten 
Orte haben sich in Köln kaum verändert. 
Andernorts ist es offenbar gelungen, 
durch polizeiliche und ordnungsrechtli-
che Maßnahmen, den öffentlichen Frie-
den wiederherzustellen, denn kaum ein 
Ort der in früheren Erhebungen auftaucht, 
ist auch heute noch als gefährlich oder 
verrufen eingestuft.

Anders in Köln: Hier sind nur drei Orte 
weggefallen und das auch nur, weil 
man sie der Einfachheit halber gleich 
mit anderen Orten zusammengelegt hat. 
Mit anderen Worten: Die Kriminellen-
hochburg Köln stagniert auf niedrigstem 
Niveau.

Teil der Anfrage an den Innenminister 
war auch die Frage nach den genauen 
Orten. Diese Antwort bleibt er freilich 
schuldig und versteckt sich hinter eher fa-
denscheinigen Gründen: Eine Stigmati-
sierung der Örtlichkeiten solle verhindert 
werden, da es in der Öffentlichkeit „zu 
Fehlinterpretationen kommen“ könne. 

Vielmehr möchte man wohl verhindern, 
dass die Öffentlichkeit die richtigen 
Schlüsse aus der Sachlage zieht. Die 
sieben AfD-Abgeordneten, die die An-
frage eingebracht haben, werden sich 
jedenfalls so einfach nicht abspeisen las-
sen: Der Innenminister wurde nochmals 
nachdrücklich aufgefordert, seiner Infor-
mationspfl icht nachzukommen und wird 
sich andernfalls vor dem Verfassungsge-
richtshof wiederfi nden.

Auch im Kölner Rathaus schweigt man 
vielsagend zum vernichtenden Ergeb-
nis der Anfrage. Oberbürgermeisterin 
Reker, die sicherheitspolitisch bisher nur 
durch Peinlichkeiten wie die Armlänge 
Abstand und das „Respekt“-Armbänd-
chen aufgefallen ist, gefällt sich in der 
Rolle der supertoleranten Stadtoberen 
einer bis an die Schmerzgrenze toleran-
ten Stadt. 

Nichts und niemand darf das Bild 
der trauten Multikulti-Harmonie stören. 
Schon gar keine Fakten. Dass unter den 
Kriminellen Kölns außerordentliche viele 

Migranten sind, will sie nicht zur Kennt-
nis nehmen. Köln sei schließlich (trotz 
Silvesternacht, trotz vernichtender Sta-
tistiken) die Musterstadt für gelungene 
Integration. Deshalb möchte man jetzt 
sogar für sechsstellige Beträge aus der 
Kasse der Steuerzahler ein sogenanntes 
„Migrationsmuseum“ bauen.

Dabei ergibt sich auch aus der aktuellen 
großen Anfrage ein unübersehbarer Zu-
sammenhang zwischen Migration und 
Kriminalität. Fast an allen genannten Or-
ten sind Nichtdeutsche unter den Straf-
tätern massiv überrepräsentiert. Nicht 
eingerechnet diejenigen, die einen 
deutschen Pass nur aufgrund der laxen 
Einbürgerungspolitik der vergangenen 
Jahre haben.

Die Kölner Stadtoberen, allen voran Hen-
riette Reker, belassen es also weiterhin 
beim Leugnen und Ignorieren unüber-
sehbarer Missstände – auf Kosten der 
Bürger. Insbesondere diejenigen, die 
sich keine teure Wohnung in besseren 
Wohnlagen leisten können, sind immer 
mehr von Kriminalität bedroht und in ihrer 
Bewegungsfreiheit eingeschränkt. 

Dass es auch besser geht, zeigen andere 
Städte: 

In Bad Kreuznach wird für bestimmte Plät-
ze ein nächtliches Aufenthaltsverbot aus-
gesprochen, um so der Kriminalität Herr 
zu werden. 

In Salzgitter patrouillieren Ordnungsamt 
und Polizei gemeinsam und werden mit 
besonderen Befugnissen ausgestattet.

Und in Düsseldorf werden längerfristige 
Aufenthaltsverbote (z.B. für die ganze Alt-
stadt) ausgesprochen. 

Düsseldorf hat wie viele andere Städte 
inzwischen keinen gefährlichen oder ver-
rufenen Ort mehr, nur in Köln ist die Ent-
wicklung fortlaufend negativ.

Doch wer hier im Stadtrat solche Lösungs-
ansätze vorbringt, wird von den Altpartei-
en niedergebrüllt: Die AfD hat seit 2014 
zahlreiche Anträge zum Thema einge-
bracht, doch CDU, SPD, Grüne, FDP und 
Linke weigern sich, darüber auch nur zu 
diskutieren. Den Preis bezahlen die Bürger.

Natürlich spielen auch Faktoren eine Rol-
le, auf die die Kölner Politik keinen gro-
ßen Einfl uss hat. Insbesondere die unver-
antwortliche Flüchtlingspolitik von Angela 
Merkel hat einen unkontrollierten Zufl uss 
von Straftätern ermöglicht. Nur ein Bei-
spiel: Der Großteil der Sexualstraftäter 
der Kölner Silvesternacht war illegal oder 
als Asylbewerber im Land. Nicht einer 
hatte die deutsche Staatsbürgerschaft.
Henriette Reker hat bezüglich der Siche-
rung unserer Grenzen und der deutschen 
Asylpolitik natürlich keine direkte Entschei-
dungsbefugnis. Hier sind Berlin und Brüs-
sel zuständig. Das Wort des Oberhaupts 
von Deutschlands viertgrößter Stadt könn-
te aber Gewicht haben. Sie könnte nach 
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sierung der Örtlichkeiten solle verhindert 
werden, da es in der Öffentlichkeit „zu 
Fehlinterpretationen kommen“ könne. 
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Schlüsse aus der Sachlage zieht. Die 
sieben AfD-Abgeordneten, die die An-
frage eingebracht haben, werden sich 
jedenfalls so einfach nicht abspeisen las-
sen: Der Innenminister wurde nochmals 
nachdrücklich aufgefordert, seiner Infor-
mationspfl icht nachzukommen und wird 
sich andernfalls vor dem Verfassungsge-
richtshof wiederfi nden.
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vielsagend zum vernichtenden Ergeb-
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Rolle der supertoleranten Stadtoberen 
einer bis an die Schmerzgrenze toleran-
ten Stadt. 

Nichts und niemand darf das Bild 
der trauten Multikulti-Harmonie stören. 
Schon gar keine Fakten. Dass unter den 
Kriminellen Kölns außerordentliche viele 

Migranten sind, will sie nicht zur Kennt-
nis nehmen. Köln sei schließlich (trotz 
Silvesternacht, trotz vernichtender Sta-
tistiken) die Musterstadt für gelungene 
Integration. Deshalb möchte man jetzt 
sogar für sechsstellige Beträge aus der 
Kasse der Steuerzahler ein sogenanntes 
„Migrationsmuseum“ bauen.

Dabei ergibt sich auch aus der aktuellen 
großen Anfrage ein unübersehbarer Zu-
sammenhang zwischen Migration und 
Kriminalität. Fast an allen genannten Or-
ten sind Nichtdeutsche unter den Straf-
tätern massiv überrepräsentiert. Nicht 
eingerechnet diejenigen, die einen 
deutschen Pass nur aufgrund der laxen 
Einbürgerungspolitik der vergangenen 
Jahre haben.

Die Kölner Stadtoberen, allen voran Hen-
riette Reker, belassen es also weiterhin 
beim Leugnen und Ignorieren unüber-
sehbarer Missstände – auf Kosten der 
Bürger. Insbesondere diejenigen, die 
sich keine teure Wohnung in besseren 
Wohnlagen leisten können, sind immer 
mehr von Kriminalität bedroht und in ihrer 
Bewegungsfreiheit eingeschränkt. 

Dass es auch besser geht, zeigen andere 
Städte: 

In Bad Kreuznach wird für bestimmte Plät-
ze ein nächtliches Aufenthaltsverbot aus-
gesprochen, um so der Kriminalität Herr 
zu werden. 

In Salzgitter patrouillieren Ordnungsamt 
und Polizei gemeinsam und werden mit 
besonderen Befugnissen ausgestattet.

Und in Düsseldorf werden längerfristige 
Aufenthaltsverbote (z.B. für die ganze Alt-
stadt) ausgesprochen. 

Düsseldorf hat wie viele andere Städte 
inzwischen keinen gefährlichen oder ver-
rufenen Ort mehr, nur in Köln ist die Ent-
wicklung fortlaufend negativ.

Doch wer hier im Stadtrat solche Lösungs-
ansätze vorbringt, wird von den Altpartei-
en niedergebrüllt: Die AfD hat seit 2014 
zahlreiche Anträge zum Thema einge-
bracht, doch CDU, SPD, Grüne, FDP und 
Linke weigern sich, darüber auch nur zu 
diskutieren. Den Preis bezahlen die Bürger.

Natürlich spielen auch Faktoren eine Rol-
le, auf die die Kölner Politik keinen gro-
ßen Einfl uss hat. Insbesondere die unver-
antwortliche Flüchtlingspolitik von Angela 
Merkel hat einen unkontrollierten Zufl uss 
von Straftätern ermöglicht. Nur ein Bei-
spiel: Der Großteil der Sexualstraftäter 
der Kölner Silvesternacht war illegal oder 
als Asylbewerber im Land. Nicht einer 
hatte die deutsche Staatsbürgerschaft.
Henriette Reker hat bezüglich der Siche-
rung unserer Grenzen und der deutschen 
Asylpolitik natürlich keine direkte Entschei-
dungsbefugnis. Hier sind Berlin und Brüs-
sel zuständig. Das Wort des Oberhaupts 
von Deutschlands viertgrößter Stadt könn-
te aber Gewicht haben. Sie könnte nach 
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Köln: 
58% 

Mönchengladbach: 
8%

Essen: 
8% 

Rest NRW: 
26% 

26 gefährliche & verrufene Orte in NRW 
Verteilung der gefährlichen und verrufenen Orte in % 

- Städte mit der höchsten Anzahl im Vergleich 

Berlin appellieren und eine Schließung 
der Grenzen fordern, weil man der mig-
rationsbedingten Kriminalität in Köln nicht 
Herr wird.

Sie könnte auch an die Landesregierung 
in Düsseldorf appellieren und endlich 
konsequente Abschiebungen fordern. 
Dazu hätte sie auch die Möglichkeit, mit 
den Kölner Bundes- und Landtagsabge-
ordneten zusammenzuarbeiten. Mit den 
Abgeordneten der AfD (insgesamt immer-
hin fünf) spricht sie aber zum Beispiel kein 
Wort.

Die Wahrheit ist traurig: Henriette Reker 
und große Teile des Stadtrats verschlies-

sen die Augen vor der düsteren Realität 
in unserer Stadt und nehmen es dabei bil-
ligend in Kauf, dass Köln die Hauptstadt 
der No-Go-Areas geworden ist.

Die AfD Köln wird weiterhin den Finger 
in die Wunde legen und den Verantwort-
lichen den Spiegel vorhalten. 

Das detaillierte Ergebnisse der Großen 
Anfrage und weiterführende Informatio-
nen fi nden Sie unter:
www.afd-fraktion.koeln
 

Sven W. Tritschler

„Mit wachsendem Befremden beobach-
ten wir, wie Deutschland durch illegale 
Masseneinwanderung beschädigt wird. 
Wir solidarisieren uns mit denjenigen, 
die friedlich dafür demonstrieren, daß die 
rechtsstaatliche Ordnung an den Grenzen 
unseres Landes wiederhergestellt wird.“

Von Vera Lengsfeld initiierte „Gemeinsame Erklä-
rung“, die von März bis Anfang Mai 2018 von über 

170.000 Menschen unterschrieben worden ist.

„Die Bürger werden eines Tages nicht 
nur die Worte und Taten der Politiker zu 
bereuen haben, sondern auch das furcht-
bare Schweigen der Mehrheit.“

Bertold Brecht

„Die Ära Merkel geht zu Ende. Zum 
Glück, denn sie steht für den sinnentleer-
ten Machterhalt einer Monarchin.“

 Wolfgang Streeck in FAZ v. 16.11.2017

„Wer einen deutschen Grenzpfosten er-
reicht und das Wort Asyl aussprechen 
kann, kann mit mehr als 95 Prozent Wahr-
scheinlichkeit auf immer in Deutsch-
land bleiben. Das bedroht langfristig die 
Grundfesten des deutschen Staatswesens 
und der deutschen Gesellschaft. Ohne 
wirksame Kontrolle der Grenzen und voll-
ständige Herrschaft über die Entschei-
dung, wer zu uns kommen darf, ist weder 
der Sozialstaat noch unser ganzes Gesell-
schaftsmodell überlebensfähig.“

Thilo Sarrazin am 23.04.2018 in Achgut

„Ein Staatsoberhaupt, welches sein Volk 
nicht liebt, für selbiges nicht kämpft und 
sein Wohl nicht im Sinn hat, ist weniger 
wert als ein Pferdeapfel.“

Friedrich II. der Große, von Preußen zu Voltaire

„Hatte der Fall Horitzky noch ein Ge-
schmäckle, so hat der Fall Börschel 
richtig Geschmack, und zwar einen ganz 
schlechten, der mich zum Ausspucken 
zwingt. Er ekelt mich an und macht mich 
richtig krank … Ich spiele mit dem Gedan-
ken, nach 50 Jahren aus der CDU auszu-
treten.“
Konrad Adenauer, Enkel des ehem. Bundeskanz-

lers in einem Leserbrief am 20.04.2018

Zitate
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Wenn die Unterwelt nach der Herrschaft greift, 
spricht man vom „Tiefen Staat“, seine Exponenten 
nennt man Paten. Niemand unter den Kölnern ver-

dient diesen Titel mehr als der CDU-Vorsitzende Bernd Petel-
kau, der Grande der Grünen Jörg Frank und der SPD-Dominator 
Martin Börschel. Das Motiv des letzteren, den Spitzenjob bei 
den Stadtwerken in einem Akt erst zu schaffen und ihn sodann 
gleich selbst zu besetzen, dieses Motiv ist mit mind. 500.000 
Euro pro Jahr immerhin klar beziffert. 

Aber, welches Motiv hatten seine beiden Mitverschwörer, als 
sie sich im Handstreich der Stadtwerke bemächtigen wollten? 

War im Gegenzug ein Zugriffsrecht der Schwarzen auf einen 
Geschäftsführerposten bei der KVB verabredet? 

Der Fall Börschel
Großreinemachen erforderlich!

Und für die Grünen vielleicht der Sessel des Verkehrsdezernenten? 

So ganz selbstlos, Börschel zum Gefallen, werden die beiden 
Spießgesellen ja wohl kaum verhandelt haben.

Alle miteinander haben es nicht für nötig gehalten, die formell 
höchste Repräsentantin der Millionenstadt über den geplan-
ten Anschlag zu informieren. Sie gingen offenbar fest davon 
aus, dass die Parteilose als OB von ihren Gnaden, den Durch-
marsch widerspruchlos hinnehmen würde. 

In dem Punkt hat sich die Hinterzimmerrunde allerdings ver-
schätzt. Nach dem Sturm des Protestes bei Bekanntwerden der 
Hotelaffäre, die noch längst nicht restlos aufgeklärt war, sah 
Frau Reker weiteren Schaden auf die Stadt zukommen. 

Weiter
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Historische Mitte
Baudesaster als Programm

 • Kalkberg: Bauwerk instabil, Hubschrauberlandeplatz 
geplatzt

 • Schul- und Kindergartenbauten: Sanierungsstau ohne Ende
 • Brücken, Straßen und Infrastruktur: verrottet und verschlissen

Die AfD im Rat der Stadt Köln fragt: Kann es richtig sein, dass 
eine Stadt, die schon mit der Sanierung ihrer öffentlichen Ge-
bäude offensichtlich heillos überfordert ist, ein weiteres Großpro-
jekt stemmen will? Wie soll angesichts der desaströsen Bilanz der 
vergangenen Jahre das Projekt Historische Mitte nun auf einmal 
gelingen? Warum kann das Stadtmuseum nicht an seinem ange-
stammten Ort im Zeughaus bleiben?

Wir fordern: 
 • Keine weiteren Planungen für ein weiteres Megaprojekt zu 

Lasten der Steuerzahler!
 • Volle Konzentration auf die Abarbeitung der „offenen 

Baustellen“ bevor neue aufgemacht werden!
 • Optimierung der Planungs- und Steuerungsprozesse in der 

Stadt durchsetzen, bevor weitere Bauvorhaben auch nur 
erwogen werden! Stephan Boyens

K öln kann es nicht lassen:  In seiner Sitzung am 3. Mai 
hat der Rat der Stadt Köln grünes Licht für ein weiteres 
Mega-Bauprojekt gegeben. 

Sein Name: Historische Mitte                                                                
Sein Ort: Südlich des Doms auf dem Roncalliplatz                                   
Seine Form:  Ein Betonwürfel auf 19.000 qm Grundfl äche

Ganz gleich wie man zu dem Architektenentwurf steht – eine 
Frage sollte an dieser Stelle erlaubt sein: Ist die Stadt gut bera-
ten nach den bisherigen Baudesastern nun einen weiteren „ge-
schätzten Aufenthaltsort“ zu planen und in Angriff zu nehmen?

Es ist ja nicht so, dass wir in Köln auf eine Reihe von gelungenen 
Bauvorhaben der letzten 10 Jahren zurückblicken können:

 • Nord-Süd Bahn mit Einsturz des Stadtarchivs 
 • Opernsanierung: Verdoppelung der Kosten, Eröffnung 

ungewiss
 • Museumsmitte am Rathaus: immer noch Baustelle
 • Tunnel Kalk: Pfusch am Bau, Fertigstellung ungewiss

Im fernen Augsburg, wo sie gerade weilte, hat sie ein Gefühl 
der eigenen Unabhängigkeit gespürt, das vordem an ihr so 
noch nicht wahrzunehmen war. Jedenfalls legte sie couragiert 
ihr Veto ein. Die Verschwörung war zum allgemeinen Erstaunen 
geplatzt.

Was lernen wir aus der Affäre?

Erst durch den Aufschrei der Öffentlichkeit konnte der dreiste 
Zugriff auf einen ungemein lukrativen Posten verhindert werden. 
Auch danach ist auf bessere Einsicht der Altparteien kaum zu 

hoffen. Mit ihren Entschuldigungen weinen die Paten nur Kro-
kodilstränen. 
Der Vertrauensschaden für Köln ist da, wenn er auch die ver-
heerenden Dimensionen nun nicht erreicht hat, die ein geglück-
ter Börschel-Coup auf ganz lange Sicht verursacht hätte – als 
ein Köln unter der Herrschaft der Paten. Vielleicht sind wir noch 
einmal mit blauem Auge davongekommen. 

Die Kölner Bürgerschaft wird hellwach bleiben müssen, um der 
Stadt die Reste der Seriosität zu erhalten, die nach den jüngsten 
Affären noch übriggeblieben sind.

Christer Cremer

Fortsetzung
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D ie Kölner feiern gerne. Ob es 
der 11.11. oder die Karnevals-
woche ist; es ist immer was los. 

Bis 2015/2016 war Silvester bei den 
Kölnern beliebt, da viele den Weg in 
die Innenstadt, zum Dom, fi nden. Dort 
konnte bis vor wenigen Jahren ohne viel 
Aufwand die Sicherheit der friedlichen 
Feiernden gewährleistet werden.

2015 war ein spannendes Jahr. Die 
Deutschen üben sich als Gastgeber vie-
ler Flüchtlinge, die vor Krieg, Hunger 
und Aussicht auf ein besseres Leben die 
„beschwerliche“ Reise in einem Land, 
wo Milch und Honig fl ießt, aufzuneh-
men.

Angela Merkel erlebte in dem Jahr eini-
ges an Gegenwind, was sie mit einem 
„Wir schaffen das!“ abbügelte. „Schaf-
fen wir das?“ Diese Frage stellten sich 
viele an dem Neujahrsmorgen 2016, 

Silvesternächte
Kostenexplosion

als die Welt der Grünen und Linken still-
zustehen schien. In der Kölner Facebook 
Gruppe „Nett–Werk“ melden sich erste 
Augenzeugen und Opfer von gewalt-
bereiten Gruppen ausländischem Aus-
sehens. Niemand möchte klar sagen, 
welche Menschen den Weg in die In-
nenstadt, neben den friedlichen Feiern-
den, gefunden hatten.

Die Bilanz dieser Nacht ist erschreckend. 
Die Zahl der Anzeigen stieg in den Ta-
gen nach Silvester auf 652. Oberstaats-
anwalt Bremer spricht von 739 Opfern, 
die angaben angegriffen, bestohlen 
oder bedrängt worden zu sein1. 

Wie kann man als Stadt darauf reagie-
ren? Man kann den Polizeipräsidenten 
entlassen, man könnte aber auch die 
blinde Willkommenspolitik beenden, 
die als Wunschtraum begonnen hatte, 
aber ein schnelles Ende fand.

Was unternimmt eine Politik, die mit allen 
Mitteln an der Idee einer Multikulti-Ge-
sellschaft festhält? Man bekämpft die 
Symptome am kranken Mann der Will-
kommenspolitik, nicht die Ursache. Sil-
vester war bis 2015/2016 mit Kräften 
der Bundes – und Landespolizei, sowie 
des privaten und städtischen Sicherheits- 
und Verkehrsdienstes gesichert worden. 
Benötigte die Stadt Köln 2012/2013 
noch ca. 1000 Stunden der Sicherungs-
kräfte, so steigt die Zahl 2016/2017 
um das Elffache. 

Die Kosten dazu steigen ca. um das 
36- fache. Auch das vergangene Silves-
ter musste von einem überdimensionalen 
Aufgebot gesichert werden.

Ist das ein Köln, in dem wir gut und ger-
ne Silvester feiern?

Matthias BüschgesAfD-Fraktion Köln
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'1) Für die Jahre 2012/13 und 2013/14 wurden die Zahlen bei privaten Sicherheitsdiensten aus dem Jahr 2014/15 übernommen, da laut Stadt Köln keine Erfassung der 
Buchung von privaten Sicherheitsdiensten in diesen Jahren vorliegen, es sich aber um ähnliche Zahlen handeln soll.

Unberücksichtigt bleiben in diesem Schaubild die Entwicklung des Personalaufwands wie z. B. durch den THW und der Feuerwehr sowie seit 2016/17 
eingesetzte 3 Verwaltungsbeamte und bis zu 43 Regierungsbeschäftigte durch das Land NRW.
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Buchung von privaten Sicherheitsdiensten in diesen Jahren vorliegen, es sich aber um ähnliche Zahlen handeln soll.

Unberücksichtigt bleiben in diesem Schaubild die Entwicklung des Personalaufwands wie z. B. durch den THW und der Feuerwehr sowie seit 2016/17 
eingesetzte 3 Verwaltungsbeamte und bis zu 43 Regierungsbeschäftigte durch das Land NRW.
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Fast alles, was wir in den vergange-
nen Wochen und Monaten in den 
Medien, in der Öffentlichkeit und 

nicht zuletzt im Rat zum Thema Diesel-
fahrverbote gehört und gelesen haben, 
ist ein Stück aus dem Tollhaus.

Vergegenwärtigen wir uns einmal die 
Fakten: Da ist zum einen die Deutsche 
Umwelthilfe, ein Verein mit ganzen 274 
Mitgliedern, aber 90 festangestellten 
Mitarbeitern, einem Jahresbudget von 
8,3 Mio. Euro und Spendern wie die 
Krombacher Brauerei, Rapunzel Natur-
kost und Toyota. Toyota, also diejeni-
gen, die seit Jahren gegen die deutsche 
Dieseltechnologie keinen Fuß auf den 
Boden bekommen. Kürzlich interviewt 
die Tagessschau Herrn Jürgen Resch, 
den Geschäftsführer der Umwelthilfe – 
im Hintergrund der Berliner Reichstag 
eingeblendet – ganz so, als ob dieser 
ein Volksvertreter wäre. 

Das ist er mitnichten. Er vertritt einen Ab-
mahnverein aus Radolfzell am Boden-
see. Rund 30% der Einnahmen der DUH 
stammen aus Abmahnungen.

Nur nebenbei: Herr Resch hat keinerlei 
naturwissenschaftliche Ausbildung, ein 
Studium der Verwaltungswissenschaf-
ten hat er abgebrochen, damit ist er in 
der heutigen Zeit offensichtlich bestens 
qualifi ziert, über eine der Existenzfragen 
der deutschen Wirtschaft zu befi nden. 
Weite Teile der Öffentlichkeit, Politik und 
Industrie lassen sich von einem Abmahn-
verein aus Radolfzell vor sich hertreiben 
– das ist Deutschland, das ist Köln im 
Jahre 2018!

Und dann sind da zum anderen die 
Grenzwerte:

CO2, Kohlenmonoxid,
Stickoxide, Feinstaub

Bei CO2 und Kohlenmonoxid ist der 
Diesel dem Ottomotor deutlich überle-
gen. Jeder, der etwas anderes behaup-
tet, kennt die Fakten nicht. Feinstaub 
stammt zu über 90% aus anderen Quel-
len, ist also nicht auf Verbrennungspro-
zesse im Motor zurückzuführen, sondern 
entsteht überwiegend durch Abrieb. 
Bleibt das Stickoxid. Hier gelten bemer-
kenswerte Grenzwerte:

– An den Messstationen draußen im 
Straßenverkehr gelten 40 Mikrogramm 
pro m3 Luft. Im strengen Kalifornien hin-
gegen gilt ein Wert von 100.

– An Arbeitsplätzen in Industrie und 
Handwerk gilt ein Wert von 950, in 
Büros immerhin noch von 60.

Länder wie Frankreich, Italien und Spa-
nien verfügen nicht einmal über die 
Hälfte der deutschen Messstationen und 
platzieren diese oft weit entfernt von den 
Hauptverkehrsstraßen. Und wir: Wir 
platzieren unsere Messstationen direkt 
am Clevischen Ring neben einer der 
meistbefahrenen Straßen Kölns. Hier gilt 
einmal mehr: „In Brüssel wird’s erdacht, 
in Deutschland wird’s gemacht, in Italien 
wird gelacht!“ Schließlich führen wir die 
Dieseldiskussion zu einer Zeit, wo das 
Stickoxid- Problem bereits gelöst ist. Der 
Ausstoß von Stickoxid ist seit 1990 um 
über 60% zurückgegangen - Tendenz 
weiter fallend!

Sieben von zehn der saubersten am 
Markt verfügbaren Diesel kommen aus 
dem VW Konzern. Das muss selbst die 
Deutsche Umwelthilfe einräumen. Und 
wir wollen mit diesem Wissen in Köln 
ernsthaft den Dieselmotor aus der Stadt 
verbannen? Es soll hier gar nicht über 
die Folgen für eine der Schlüsselindust-
rien am Standort Deutschland spekuliert 
werden. Aber was bedeutet das für die 
Menschen und Gewerbetreibenden in 
Köln? Es werden damit genau die Men-
schen getroffen, die es „nicht so dicke 
haben“, die Handwerker und die wert-
schaffenden Milieus in dieser Stadt, die 
auf ihren – meist älteren Diesel - drin-
gend angewiesen sind! Ein weiterer Be-
leg für die unsoziale, abgehobene und 
realitätsferne Politik der maßgebenden 
Akteure in dieser Stadt.

Nehmen wir zur Kenntnis: 
Der moderne Diesel ist der sauberste 
und effi zienteste Motor für einen PKW. 
Wer etwas anderes behauptet, leugnet 
die Fakten.

Frau Reker hat unlängst im Kölner Stadt-
anzeiger Fahrverbote als unvermeidlich 
bezeichnet. Diese Aussage ist falsch, sie 
ist unnötig und sie zeugt davon, dass 
ihr offensichtlich die Fakten und techni-
schen Zusammenhänge nicht im Ansatz 
bekannt sind. Frau Reker und die sie 
unterstützenden Parteien betreiben eine 
unsoziale und abgehobene Politik und 
schaden damit dem Wirtschaftsstandort 
Köln und  Deutschland!

Die AfD lehnt Fahrverbote ab!
Stephan Boyens

Dieselfahrverbote?
Die Ideologie im Auspuff



Nun hat man ihn gefunden, den 
Sündenbock: den Chef der 
Kölner Kliniken Roman Loven-

fosse-Gehrt! Er muss auf eine Empfehlung 
des Aufsichtsrates der Kölner Kliniken hin 
seinen Hut nehmen, der ihm wohl nie 
passte … Damit zieht die Stadt die Kon-
sequenzen aus der misslichen wirtschaft-
lichen Lage, in der sich das Unternehmen 
mit den Krankenhäusern Merheim, Hol-
weide und der Kinderklinik an der Ams-
terdamer Strasse befindet. Erst im März 
musste die Stadt eine Finanzspritze von elf 
Millionen Euro bewilligen, um die Kliniken 
vor der Zahlungsunfähigkeit zu retten. 

Die Krankenhäuser schreiben seit Jahren 
rote Zahlen. Das Minus für 2017 dürfte 
sich lt. KStA auf mindestens acht Millio-
nen Euro belaufen, das Eigenkapital spä-
testens am Jahresende aufgebraucht sein 
– durch die Finanzierung notwendiger In-
vestitionen.

Hier stellt sich die Frage, wieso das 
Eigenkapital für Investitionen verbraucht 
wird, die nach dem Klinikfördergesetz 
vom Land hätten finanziert werden müs-
sen? Ganz einfach – die rot-grüne Landes-
regierung ist ihrer rechtlichen Verpflichtung 
zur Übernahme der Investitionskosten nicht 
nachgekommen! 

Und ausgerechnet Herr Paetzold als 
SPD-Aufsichtsratsvorsitzender empfiehlt 
seine Freistellung mit sofortiger Wirkung 
– und wäscht seine Hände in Unschuld. 
Wenn ein Wirtschaftsprüfer darüber hi-
naus innerhalb von 14 Tagen in drei 
großen Kliniken erhebliche Mängel  fest-
gestellt haben will, fragt man sich, wie 
es bis dahin mit der Wahrnehmung der 
Aufsichtspflicht in diesem Gremium bestellt 
war? Wie viel Fach- und Sachkompetenz 
sitzt in diesem politisch bestimmten Gre-
mium, um wiederum die  von Herrn Loven-
fosse-Gehrt beurteilen zu können? 
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Kölner Kliniken
Kaputtgespart und ausgeblutet

Vorgeworfen wird ihm von den offenkun-
dig untätigen Mitgliedern des Aufsichts-
rates ein systematisches Kaputtsparen der 
Kliniken mit einer nachfolgenden Fluktua-
tion von Führungspersonal. Letztlich aber 
muss Lovenfosse-Gehrt für das politische 
Versagen den Kopf als Bauernopfer hin-
halten.

Wie soll nun das Sanierungskonzept aus-
sehen: Frau OB Reker schlägt einen Ver-
bund der städtischen Kliniken mit dem Uni-
klinikum vor – der Arbeitnehmerflügel der  
CDU ist dagegen. 

SPD und Linke sehen den Verbund eben-
falls kritisch – sie befürchten Nachteile bei 
der Grundversorgung der Patienten. 

Lediglich die FDP hat sich ohne Vorbehalte 
für eine Fusion ausgesprochen. 

Nach dem Reden erfolgt nun das übliche 
Zerreden – und der Wert der Kölner Klini-
ken sinkt weiter …

Die AfD sieht die Ursache vor allem in 
der verweigerten Übernahme von Inves-
titionskosten durch die rot-grüne Landesre-
gierung. Die jetzige CDU/FDP-Regierung 
hat eine Teilfinanzierung als Grundstein 
zu einer Sanierung zugesagt. Insofern 
sehen wir darin die Möglichkeit zu einer 
weiteren Eigenständigkeit der städtischen 
Kliniken. 

Gleichzeitig befürworten wir eine Betei-
ligung beispielsweise der UNI-Klinik, um 
Synergiegewinne zu erzielen – ohne die 
Mehrheit der Stadt Köln zu gefährden. Für 
die  notwendige Stärkung  des Eigenkapi-
tals könnte ein Fonds gegründet werden 
und der jämmerlichen Rolle des Aufsichts-
rates gilt es mit der Berufung von Fachleu-
ten (auch externen) zu begegnen. 

Einen Verkauf an private Investoren schlie-
ßen wir aus, da ihnen der Profit sicherlich 
wichtiger als die Grundversorgung der 
Patienten ist!!! 

Gunnar Witzmann
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Die unendliche Vielfalt der Natur, 
sie spiegelt sich auch beim Men-
schen wider, so, als ob es einem 

schöpferischen Willen entspräche. Eben 
diesen Willen haben die rot-grünen Bil-
dungsideologen beiseite geräumt. Statt 
Förderung der Individualität folgen sie ih-
rem sozialistischen Gleichheitswahn: Am 
liebsten würden sie eine Schule für alle 
etablieren, wie das Die Linke im Schul-
ausschuss tatsächlich gestanden hat.

CDU und FDP hingegen geben vollmun-
dige Erklärungen zum Erhalt der Förder-
schulen ab, verwalten aber letztlich nur 
den eingetretenen Missstand. So wird 
beispielsweise die geschlossene Förder-
schule in Porz-Finkenberg  wohl nicht 
mehr reaktiviert, obwohl die betroffenen 
Lehrer durch ihre Versetzung als auch 
die Eltern der zu allgemeinen Schulen 
versetzten Kinder mittlerweile befürch-
ten, dass der individueller Förderbedarf 
nicht erfüllt wird und nicht erfüllt werden 
kann. 

Dabei haben sich viele durch die rot-grü-
ne Propaganda zu einem „gemeinsa-
men Lernen“ zu dieser Entscheidung ver-
leiten lassen…

Wie soll das auch funktionieren in einer 
Klasse mit 20 „normalen“ und 5 Schü-
lern mit „sonderpädagogischem“  För-
derbedarf?! Beispielsweise kann sich 
eine körperliche Beeinträchtigung  durch 
ein verlangsamtes Lerntempo auszeich-
nen, psychosoziale Defizite bedürfen 
einer besonderen Zuwendung durch die 
Pädagogen. Erst die Differenzierung der 
Förderschule nach Schwerpunkten und 
einer entsprechenden Arbeit in kleinen 
Gruppen ermöglicht das.

Die an allgemeine Schulen versetzten 
Sonderpädagogen fühlen sich dabei  
entwertet, da sie als Co-Lehrer zwar 
im Unterricht begleitend zur Verfügung 
stehen, aber den Förderbedarf ihrer „5“ 
anvertrauten Schüler/innen nicht mehr 
im notwendigen Maße unterschiedlich 
erfüllen können. Die Eltern der anderen 
„20“ Schüler/innen könnten wieder-
um befürchten, dass ihre Kinder durch 
Rücksichtnahme auf diese „5“ Beein-
trächtigungen im Lernfortschritt erfahren, 
die ihren Übergang auf weiterführende 
Schulen gefährden.  

Hier degeneriert rot-grüne Gleichmache-
rei zum Selbstzweck!

All dem liegt die UN-Behindertenrechts-
konvention von 2006 zugrunde, die 
den Anspruch aller Menschen mit Be-
hinderung auf Teilhabe an sämtlichen 
Bildungsangeboten hervorhebt. Aus-
drücklich aber stellt die Konvention gute 
bisherige Strukturen nicht in Frage, so-
fern sie dem Anliegen der Konvention 
entsprechen. 

Sie macht keine Angaben, auf welchem 
Weg und speziell mit welcher Schul-
struktur diese Teilhabe erreicht werden 
soll! Deshalb fordert die AfD im besten 
konservativen Sinne ein Zurück zum Er-
halt und Ausbau einer bewährten Schul-
form!

Die rot-grünen Bildungsideologen haben  
durch die Ergebnisse einer Propaganda 
für „gemeinsames Lernen“  ohne Not 
eine Not geschaffen, in der die einen 
überfordert und die anderen unterfordert 
sind. Wem kann unter solchen Bedin-
gungen noch Gerechtigkeit zuteil  wer-
den?

Die AfD setzt sich auch in Köln für den 
Erhalt der Förderschulen ein.

Helmut Nickenig

Inklusion
Schulkinder als Opfer



Willkommen bei der AfD-Fraktion
im Rat der Stadt Köln 

Wir suchen interessierte Bürger für unsere kommunalpolitische Arbeit.
Machen Sie mit! Wir freuen uns auf Sie!

Bei Interesse kontaktieren Sie uns unter: AfD-Fraktion im Rat der Stadt Köln
Haus Neuerburg  ·  Gülichplatz 1-3  ·  50667 Köln · afd-fraktion@stadt-koeln.de  ·  Tel.: 0221 – 221 25396

Mit solchen Widrigkeiten schlägt sich 
Wilhelm Geraedts herum, der unser 
Fraktionsbüro leitet. 
Der pensionierte Berufssoldat wird in sei-
ner Arbeit unterstützt von Helmut Nicke-
nig, Oberstudienrat i.R. und Matthias 
Büschges, der als Student der Regional-
wissenschaften gerade seine Bache-
lor-Arbeit abgeschlossen hat. Alle drei 
sind neben der Fraktionsarbeit noch eh-
renamtlich für die AfD mit anderen Auf-
gaben unterwegs. Geschäftsführer Ge-
raedts ist außerdem Schatzmeister des 
Kreis- und des Bezirksverbands, sitzt in 
Stellvertretung im Verkehrsausschuss der 
Bezirksregierung und vertritt als Einzel-
mandatsträger die AfD im Rathaus Porz. 

Referent Nickenig ist zugleich Sprecher 
im Stadtbezirksverband Porz und sein 
junger Kollege Büschges nimmt diese 
Aufgabe im neugegründeten Stadtbe-
zirksverband Ehrenfeld, Nippes, Chor-
weiler wahr. Langeweile hat keiner von 
den Dreien zu befürchten.

Zur Kommunalpolitik gehört unverzicht-
bar die Arbeit in den 19 verschiedenen 
Ausschüssen, wo unsere junge Partei 
noch nicht überall angekommen ist. 
Fachlich interessierte Bürger, allzu gern 
auch Bürgerinnen, von denen es bei uns 
leider noch zu wenige gibt, finden in 
der Alternative zu den vielfach festgefah-
renen Positionen der Altparteien ein rei-
ches Betätigungsfeld – und immer auch 
ein Klima des respektvollen und freund-
schaftlichen Umgangs miteinander.

Was wären die 90 Mitglieder im Kölner 
Stadtrat, wenn sie ohne ihr Fraktionsbü-
ro auskommen müssten, das im Hinter-
grund die Tagesarbeit leistet? 

Sie alle wären in der Flut der Ereignisse  
ziemlich hilflos, die Tag für Tag gewich-
tet, kanalisiert und entscheidungsreif 
aufbereitet werden müssen, bevor die 
wichtigsten Themen, formuliert als An-
frage oder Antrag, im Plenum öffentlich 
gemacht werden können. 

Weil ohne das Büro die Arbeit im Stadt-
parlament, ähnlich wie in Landtagen 
oder auch im Bundestag, schlichtweg 
nicht zu bewältigen wäre, werden für 

alle Fraktionen Bürobetrieb und Perso-
nalkosten von der Kommune finanziert. 
Je nach Größe sind die Fraktionen mit 
mehr oder mit weniger Mitteln bedacht 
worden. Dass die AfD als kleinste der 
sechs Fraktionen auch die geringsten 
Zuweisungen erhält, wäre ganz in Ord-
nung – wenn, ja wenn  es dabei nach 
Recht und Gesetz  zuginge. Dem war 
nicht so, als das Oberste Verwaltungsge-
richt im vorigen Jahr uns eine zusätzliche 
Stelle zuerkannte. Und dem ist immer 
noch nicht so, weil die Mehrheit im Rat 
das höchstrichterliche Urteil nur unzurei-
chend umsetzen mochte (weshalb die 
AfD-Fraktion gerade wieder aufs neue 
vor den Kadi ziehen muss).

Unser Fraktionsteam

Fraktionsgeschäftsführer Wilhelm Geraedts (M) mit den Fraktionsreferenten Helmut Nickenig (l) und Matthias Büschges (r).
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